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(3) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, 
daß er nicht erreicht werden kann, sind die übermittelten 
und im Zusammenhang mit der Maßnahme zusätzlich ange­
fallenen Daten auf dem Datenträger zu löschen und die Un­
terlagen, soweit sie nicht für ein mit dem Sachverhalt zusam­
menhängendes Verfahren erforderlich sind, zu vernichten. 
Über die getroffene Maßnahme ist eine Niederschrift anzu­
fertigen. Diese Niederschrift ist gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern 
und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Ver­
nichtung der Unterlagen nach Satz 1 folgt, zu vernichten.

(4) Die Maßnahme darf, außer bei Gefahr im Verzug, nur 
durch den Richter angeordnet werden. Die Anordnung muß 
den zur Übermittlung Verpflichteten sowie alle benötigten 
Daten und Merkmale bezeichnen. Haben die Dienststellen der 
Polizei bei Gefahr im Verzug die Anordnung getroffen, so 
beantragen sie unverzüglich die richterliche Bestätigung der 
Anordnung. Die Anordnung tritt außer Kraft, wenn sie nicht 
binnen 3 Tagen vom Richter bestätigt wird.

(5) Personen, gegen die nach Abschluß der Maßnahmen 
weitere Maßnahmen durchgeführt werden, sind hierüber 
durch die» Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne Gefähr­
dung des Zwecks der weiteren Datennutzung erfolgen kann. 
Die Unterrichtung durch die Polizei unterbleibt, wenn wegen 
desselben Sachverhalts ein strafrechtliches Ermittlungsver­
fahren gegen den Betroffenen eingeleitet worden ist.

§47

Berichtigung,
Löschung und Sperrung von Daten

(1) In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind 
zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, daß 
in Akten gespeicherte personenbezogene Daten unrichtig sind, 
ist dies in der Akte zu vermerken oder auf sonstige Weise 
festzuhalten.

(2) In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind 
zu löschen, und die dazugehörigen Unterlagen sind zu ver­
nichten, wenn

1. ihre Speicherung unzulässig ist,
2. bei der nach bestimmten Fristen vorzunehmenden Über­

prüfung (§ 48 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 8) oder .aus Anlaß einer 
Einzelfallbearbeitung festgestellt wird, daß ihre Kenntnis 
für die speichernde Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zu­
ständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich 
ist.

Die Fristen für die Überprüfung regelt der Minister des In­
nern durch Anordnung.

(3) Stellt die Polizei fest, daß unrichtige oder nach Absatz 2 
Ziff. 1 zu löschende personenbezogene Daten übermittelt wor­
den sind und ist der Empfänger bekannt, ist ihm die Be­
richtigung oder Löschung mitzuteilen; es sei denn, daß die 
Mitteilung für die Beurteilung der Person oder des Sachver­
halts nicht oder nicht mehr wesentlich, ist.

(4) Löschung und Vernichtung unterbleiben, wenn
1. Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige Be­

lange des Betroffenen beeinträchtigt würden,
2. die Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot 

unerläßlich sind oder
3. die Nutzung der Daten zu wissenschaftlichen Zwecken 

erforderlich ist.
In diesen Fällen sind die Daten zu sperren und mit einem 
Sperrvermerk zu versehen. Sie dürfen nur zu den in Satz 1 
genannten Zwecken oder sonst mit Einwilligung des Betrof­
fenen genutzt werden.

(5) Anstelle der Löschung und Vernichtung nach Absatz 2 
Satz 1 Ziff. 2 können die Datenträger an ein Staatsarchiv 
abgegeben werden, soweit archivrechtliche Regelungen dies 
vorsehen.

§48
Errichtungsanordnung

(1) Für jede automatisierte Datei der Polizei sind in einer 
Errichtungsanordnung mindestens festzulegen:

1. Bezeichnung der Datei,
2. Rechtsgrundlage und Zweck der Datei,
3. Personenkreis, über den personenbezogene Daten in der 

Datei gespeichert werden,
4. Arten der zu speichernden personenbezogenen Daten,
5. Arten der personenbezogenen Daten, die der Eschlie- 

ßung der Datei dienen,
6. Anlieferung oder Eingabe der zu speichernden personen­

bezogenen Daten,
7. Voraussetzungen, unter denen in der Datei gespeicherte 

personenbezogene Daten an welche Empfänger und in 
welchem Verfahren übermittelt werden,

8. Fristen, nach deren Ablauf zu prüfen ist, ob die weitere 
Speicherung der Daten zur Aufgabenerfüllung erforder­
lich ist, wobei nach Art und Schwere des Sachverhaltes 
und des Alters des Betroffenen zu unterscheiden ist.

(2) Die Speicherung personenbezogener Daten ist auf das 
erforderliche Maß zu beschränken. In angemessenen Abstän­
den ist die Notwendigkeit der Weiterführung .oder Ände­
rung der Dateien zu überprüfen.

(3) Der Minister des Innern regelt das Nähere durch Rechts­
vorschriften.

§49
Auskunft

(1) Der betroffenen Person ist entsprechend den daten­
schutzrechtlichen Bestimmungen auf Antrag gebührenfrei 
Auskunft zu erteilen über

1. die zu ihrer Person gespeicherten Daten,
2. die Herkunft der Daten und die Empfänger von Über­

mittlungen, soweit dies festgehalten ist,
3. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Speicherung und 

sonstigen Verwendung.
In dem Antrag soll die Art der Daten, über die Auskunft 
erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Bei einem An­
trag auf Auskunft aus Daten kann erforderlichenfalls ver­
langt werden, daß Angaben gemacht werden, die das Auf­
finden der Daten ohne einen Aufwand ermöglichen, der 
außer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend 
gemachten Informationsinteresse steht. Kommt die betrof­
fene Person dem Verlangen nicht nach, kann der Antrag ab­
gelehnt werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Daten, die ausschließlich zu 
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder 
zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs einer Da­
tenverarbeitungsanlage gespeichert werden.

(3) Absatz 1 gilt außerdem nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß die dort gewährten Rechte der betroffenen Per­
son hinter dem öffentlichen Interesse an der Geheimhaltung 
oder einem überwiegenden Geheimhaltungsinteresse Dritter 
zurücktreten müssen. Die Entscheidung trifft der Leiter der 
Dienststelle oder ein von ihm Beauftragter.

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf einer Be­
gründung insoweit nicht, als durch die Mitteilung der 
Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der 
Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde.

(5) Sind die personenbezogenen Daten in ein anhängiges 
Strafverfahren eingeführt, so ist vor Erteilung der Auskunft 
die Zustimmung des Staatsanwaltes herbeizuführen. Im ge­
richtlichen Verfahren ist die Zustimmung des Gerichtes ein­
zuholen.

(6) Statt einer Auskunft über Daten in Akten können die 
Polizeidienststellen unbeschadet des Absatz 3 Satz 1 der be­
troffenen Person Akteneinsicht gewähren.


